
Diese Abzahlungen seien nicht erfolgt, zur Zeit seien 
6000 DM fällig.

Der Kläger beantragt daher, die Verklagte zu ver­
urteilen, an ihn 6000 DM nebst vier Prozent Zinsen zu 
zahlen.

Die Verklagte beantragt, die Klage abzuweisen. Sie weist 
darauf hin, daß sie das vom Kläger übernommene Material 
bereits bezahlt habe. Von der Genossenschaftsversamm­
lung sei das Verlangen des Klägers, die sehr kurz­
fristige Zahlung, nämlich monatlich 1000 DM, genehmigt 
worden. Die Grundlage für eine derartige Vereinbarung 
sei jedoch gewesen, daß der Kläger weiterhin mit seinem 
Betrieb in der Genossenschaft bleibe, da er durch seine 
kaufmänische Erfahrung für die Genossenschaft wichtig 
gewesen sei. Die Verträge wären niemals geschlossen 
worden, wenn daran zu denken gewesen wäre, daß der 
Kläger nach so kurzer Zeit seine Tätigkeit aufgeben und 
aus der Genossenschaft ausscheiden würde. Das Muster­
statut gebe normalerweise zur Bezahlung der eingebrachten 
Produktionsmittel eine Frist von zehn Jahren an. Bei 
Eintritt eines Mitglieds könne von der Mitgliederversamm­
lung eine andere Frist für die Ratenzahlungen festgelegt 
werden. Das sei hier geschehen, wenn auch unter ganz 
anderen Voraussetzungen. Unter Abschn. II ZifE. 2 Abs. 2 
des Statuts sei für den Fall des Austrittes oder Aus­
schlusses eines Mitgliedes festgelegt, daß die Entschädigung 
für das Inventar vor Ablauf der zehn Jahre erfolgen könne, 
wenn der Produktionsgenossenschaft dadurch keine finan­
ziellen Schwierigkeiten entstehen. Im vorliegenden Falle 
bestünden jedoch solche Schwierigkeiten. Die Genossen­
schaft erhalte Stützungskredite und habe zumindest bis 
Ende 1958 mit Verlust gearbeitet. Das sei verständlich, 
weil sie eine gewisse Anlaufzeit brauche und die Mitglie­
der und Vorsitzenden erst Erfahrungen sammeln müßten. 
Die Vereinbarung über die monatliche Ratenzahlung von 
1000 DM habe der Mitgliederversammlung zur Beschluß­
fassung nicht Vorgelegen.

Der Kläger entgegnet, daß der von ihm eingebrachte 
Betrieb als einziger Betriebsteil rentabel gearbeitet habe. 
Die Genossenschaft habe daraus Mittel zur Abdeckung der 
ihm gegenüber bestehenden Verpflichtungen zur Ver­
fügung. Die Verklagte sei die Verpflichtungen in Kennt­
nis der schlechten wirtschaftlichen Situation und des Aus­
scheidens des Klägers zum 1. Januar 1959 eingegangen; die 
Mitgliederversammlung habe dies am 10. November 1958 
gebilligt. Weiter behauptet der Kläger, das Vorstands­
mitglied L. der Verklagten habe ihm gegenüber am 10. Juni 
1958 anläßlich einer Aufnahmebesprechung erklärt, nach 
Rücksprache mit der Bank für Handwerk und Gewerbe 
und deren Direktor sei der zur Auszahlung für das In­
ventar des Klägers notwendige Kredit sofort gewährt und 
von der Verklagten beantragt worden. Außerdem habe 
das Vorstandsmitglied R. erklärt, daß aus einem Kredit 
bei der Gewerbebank fortlaufend die vereinbarten Raten 
an den Kläger gezahlt werden würden.

Aus den G r ü n d e n ;
Die Klage konnte keinen Erfolg haben, da die Forde­

rung des Klägers nach Abschn. II Ziff. 2 Abs. 2 des 
Musterstatuts für Produktionsgenossenschaften des 
Handwerks Stufe 2 (GBl. 1955 I S. 597), das mit dem 
Statut der Verklagten identisch ist, noch nicht fällig ist.

Der Kläger kann aus den abgeschlossenen Verträgen 
keine Ansprüche geltend machen. Der Vertrag mit dem 
Datum vom 10. Juni 1958 trägt zwar die Bezeichnung 
„Kaufvertrag“ und enthält auch die Bestimmung, daß 
der Kläger als Verkäufer an die verklagte Genossen­
schaft das Inventar und die Schuhmaschinen „verkauft“. 
Dennoch handelt es sich nicht um einen Kaufvertrag
i. S. der §§ 433 ff. BGB. Denn die Verpflichtung des 
Klägers, der Verklagten das Eigentum an diesen Gegen­
ständen zu verschaffen, beruht nicht auf dieser Ge­
setzesbestimmung, sondern auf der Tatsache, daß er in 
die verklagte Genossenschaft als Mitglied eingetreten 
ist und nach Abschn. II Ziff. 2 Abs. 1 des Musterstatuts 
der Stufe 2 seine Maschinen, Werkzeuge, sowie Produk­
tions- und Lagerräume in die Genossenschaft einzu­
bringen hat, soweit diese Sachen von ihr gemäß der 
Entscheidung der Mitgliederversammlung benötigt 
werden!

Dieser Rechtsvorgang des Eintritts in eine Genossen­
schaft schließt es aus, daß Kaufverträge zwischen dem 
Eintretenden und der Genossenschaft über die einzu­
bringenden Gegenstände abgeschlossen werden.

Der Eintritt eines Mitglieds in eine Genossenschaft 
ist nämlich nicht nur ein tatsächlicher bzw. wirtschaft­
licher Vorgang, sondern er hat auch rechtliche Konse­
quenzen. Diese Verknüpfung führt daher zu dem Er­

gebnis, daß der Eintritt in die Genossenschaft nur als 
einheitlicher Vorgang betrachtet werden kann, der 
jedoch wegen seiner Besonderheiten auch eine beson­
dere gesetzliche Regelung erfahren hat. Diese wiederum 
geht eben wegen ihrer Besonderheiten anderen Be­
stimmungen allgemeiner Art vor. Aus dem gleichen 
Grunde ist davon auszugehen, daß die Regelung der 
Inventareinbringung im Statut bzw. Musterstatut, das 
ja nach § 2 Abs. 2 der VO über Produktionsgenossen­
schaften des Handwerks vom 18. August 1955 (GBl. I 
S. 597) allgemeine Rechtsverbindlichkeit besitzt, ab­
schließend den Umfang und die Art und Weise des 
Eintritts in eine PGH bestimmt. Aus diesen Gründen 
gehen die Vorschriften des Statuts bei der Beurteilung 
des Rechtsverhältnisses eines in die Genossenschaft ein­
tretenden Mitglieds allen anderen gesetzlichen Bestim­
mungen, aber auch jeglicher Parteivereinbarung vor. 
Die letzte Schlußfolgerung ergibt sich aus Abschn. V 
Ziff. 6 des Statuts, wonach der Vorstand die Genossen­
schaft auf der Grundlage der geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen, des Statuts usw. zu führen hat. Das 
bedeutet nichts anderes, als daß Vereinbarungen, die 
beim Eintritt „ausgehandelt“ wurden, jedoch den ge­
setzlichen Bestimmungen und dem Statut widersprechen, 
keine Rechtswirksamkeit besitzen können. Im vorlie­
genden Fall hatte der Kläger seinen Betrieb so ein­
zubringen, wie es die Mitgliederversammlung am 10. No­
vember 1958 beschlossen hat. Infolgedessen bleibt kein 
Raum dafür, über den gleichen Gegenstand noch einen 
Kaufvertrag abzuschließen. Mithin kann der Kläger aus 
dem „Kaufvertrag“ und seiner Ergänzung insofern 
keine Ansprüche herleiten, als er etwa seinen Kauf­
preis geltend machen will.

Das gleiche gilt für den Vertrag vom 19. Juni 1958. 
In diesem Vertrag ist im übrigen noch bestimmt wor­
den, daß die „vorhandenen Produktionsmittel, Halb- 
fertigfabikate und Materialien ausnahmslos zu nach­
stehenden Beträgen voll übernommen werden und bis 
zur vollen Bezahlung Eigentum des Koll. H. bleiben“. 
Dieser „Eigentumsvorbehalt“ des Klägers widerspricht 
den Verpflichtungen eines eintretenden Mitglieds nach 
Abschn. II Ziff. 2 des Statuts und zeigt, daß die Ver­
tragspartner noch im kapitalistischen Denken befangen 
waren.

Der Eigentumsvorbehalt ist als Institut des kapita­
listischen Rechts entwickelt worden, um die wirtschaft­
liche Vormachtstellung desjenigen, der das Eigentum 
besaß und seinen Gegenwert realisieren wollte, zu 
sichern und ihn möglichst vor Einbuße, die auf Grund 
der Krisen im Kapitalismus und der damit verbundenen 
Unsicherheit regelmäßig eintreten, zu schützen. Gleich­
zeitig kam in der Festlegung des Eigentumsvorbehalts 
ein Mißtrauen gegenüber demjenigen, dem der Besitz 
übertragen wurde, und dessen wirtschaftlicher Stärke 
zum Ausdruck, weil die ökonomische Funktion des 
Rechtsinstituts „Eigentumsvorbehalt“ dann nicht not­
wendig war, wenn die wirtschaftliche Entwicklung des 
Betreffenden als sicher angesehen wurde.

Es versteht sich von selbst, daß unsere sozialistischen 
Produktionsgenossenschaften des Handwerks mit einer 
kapitalistischen Entwicklung nichts gemein haben und 
daß ein Mißtrauen in ihre Entwicklung, auch wenn 
anfangs Schwierigkeiten auftreten, vollkommen un­
gerechtfertigt ist. Gegenüber der Verpflichtung des 
Mitglieds, beim Eintritt in die Genossenschaft das 
Inventar nach der Entscheidung der Mitgliederver­
sammlung einzubringen, kann daher ein Eigentums­
vorbehalt keine rechtliche Wirksamkeit beanspruchen..

Aus dem gleichen Grunde ist die Auszahlungsbedin­
gung, wonach die Beträge für die eingebrachten 
Maschinen usw. mit einem sofort bei der Gewerbebank 
beantragten Kredit beglichen werden sollten, ohne 
rechtliche Wirksamkeit. Diese Zahlungsbestimmung 
enthält eine Regelung über die Herkunft der Gelder, 
mit denen das vom Kläger eingebrachte Inventar be­
zahlt werden sollte. Darüber, ob aus dieser Bestim­
mung eine rechtliche Verpflichtung der Verklagten, 
sofort einen Antrag auf Krediteröffnung zu stellen, 
herzuleiten ist und welche Rechtsfolgen eine solche 
Verpflichtung jetzt hat, wird noch zu sprechen sein. 
Klar ist jedenfalls, daß diese vertragliche Verein­
barung insoweit keine Rechtswirksamkeit hat, als sie 
den Bestimmungen des Statuts widerspricht. Dies trifft
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